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Die vorliegende „Kurzfassung Print“ enthält die wichtigsten Highlights des diesjährigen Berichts auf 
einen Blick sowie die Empfehlungen und politischen Forderungen der Herausgeber Welthungerhilfe 
und terre des hommes.
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In diesem Jahr veröffentlichen Welthungerhilfe und terre des hommes Deutschland den  

20. Bericht „Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik“. Dieser jährliche Bericht erscheint seit 

1993 und versteht sich als kritische Analyse der Entwicklungspolitik der Bundesregierung.

In diesem Jahr wird er erstmals in zwei Teilen erscheinen. Da die Publikation sich als OECD-

DAC-Schattenbericht zur offiziell deklarierten deutschen Entwicklungspolitik versteht, wurde 

die mit diesem Berichtsteil vorgelegte Analyse der qualitativen Aspekte deutscher öffent-

licher Leistungen stärker in die Nähe der Veröffentlichung der DAC-Zahlen im April 2012 

gerückt. Die Analyse der quantitativen Aspekte erfolgt weiterhin im Zusammenhang mit 

der Verabschiedung des Bundeshaushalts im Herbst 2012 in einem separaten Berichtsteil.

Der vorliegende Bericht versteht sich zudem als inhaltliche Fortführung des letztjährigen, 

der sich mit den Wirkungen deutscher Entwicklungspolitik befasste. Die im 4. Hochran-

gigen Forum zur besseren Wirksamkeit von Entwicklungszusammenarbeit begründete 

„Busan-Partnerschaft für wirksame Entwicklungszusammenarbeit“ bezieht erstmals Schwel-

lenländer wie China und Indien sowie in stärkerem Maße den Privatsektor ein. Daher stehen 

– ausgehend von der Frage „Wohin steuert die Entwicklungspolitik?“ – der Überblick und 

die Analyse neuer entwicklungspolitischer Konzepte der Bundesregierung im diesjährigen 

Fokus. Entwicklungspolitische Neuausrichtungen, Bestrebungen zum Aufbau von Partner-

schaften und nationale wie auch internationale Schwerpunktsetzungen werden skizziert 

und bewertet. 

Aus den wesentlichen Schlussfolgerungen leiten sich entwicklungspolitische Handlungs-

empfehlungen an die Bundesregierung ab – insbesondere hinsichtlich der im Juni des 

Jahres anstehenden UN-Konferenz für nachhaltige Entwicklung in Rio de Janeiro. Diese 

Handlungsempfehlungen schließen an die Diskussion um alternative Messgrößen für 

Wachstum jenseits des Bruttoinlandsproduktes als dominierender Größe für Wohlstand 

und Fortschritt an. 

Bonn / Osnabrück, im März 2012

Dr. Wolfgang Jamann

Generalsekretär

Vorstandsvorsitzender der Welthungerhilfe

Danuta Sacher 

Vorstandsvorsitzende

terre des hommes Deutschland e.V.



3

Auf einen Blick

H
ig

h
li

g
h

ts

Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik 2012

l	 Veränderte Rahmenbedingungen der Entwick-
lungspolitik. Eine Reihe ökonomischer, sozialer 
und ökologischer „Megatrends“ beeinflussen die 
weltweite Bekämpfung von Armut und Hunger 
nachhaltig. Dazu zählen unter anderem:

  –   Tiefgreifende Verschiebungen in den  
ökonomischen und politischen Kräfte­
verhältnissen der Staaten

  –   Die zunehmende (ökonomische) Aus­
differenzierung der Länder des Süden

  –   Wachsende soziale Disparitäten innerhalb 
vieler Länder

  –   Verschärfte ökologische Risiken

l	 Suche nach neuen Entwicklungskonzepten. 
Die Diskussionen über die Neuausrichtung der 
Entwicklungspolitik angesichts der veränderten 
globalen Rahmenbedingungen vollzogen sich auf 
Regierungsebene zunächst in den klassischen Ge­
berorganisationen. Der Entwicklungsausschuss 
(DAC) der OECD rief bereits 2007 eine Reflection 
Group ins Leben, die Vorschläge zur Zukunft des 
westlichen Geberbündnisses formulieren sollte. 
Ähnliche Diskussionsprozesse begannen später 
auf EU­Ebene. Im Rahmen des 4. Hochrangigen 
Forums zur Wirksamkeit der Entwicklungszu­
sammenarbeit und der G20­Arbeitsgruppe für 
Entwicklung wurden Länder des Südens verstärkt 
in die Überlegungen einbezogen. Mit den begin­
nenden Debatten über die Post­2015­Entwick­
lungsagenda der Vereinten Nationen erreichen 
diese Diskussionen nun die globale Ebene. Durch 
die UN­Konferenz für nachhaltige Entwicklung 
(„Rio+20“) im Juni 2012 gewinnen sie an zusätzli­
cher Dynamik.

l	 Ambivalente Beurteilung der „Busan-Partner-
schaft“. Das 4. Hochrangige Forum zur Wirk­
samkeit der Entwicklungszusammenarbeit war 
bemerkenswert, weil sein Abschlussdokument 
erstmals auch von sogenannten „neuen Gebern“ 
wie China, Indien und Brasilien mitgetragen wur­
de – allerdings nur auf freiwilliger Basis. Den­
noch zeichnet sich mit der „Busan­Partnerschaft“ 
ein Wandel in den Nord­Süd­Beziehungen ab, der 
die neuen geopolitischen Realitäten reflektiert. 
Anders als in der Pariser Erklärung verknüpften 
die Regierungen die allgemeinen Absichtserklä­
rungen jedoch nicht mit konkreten Zielen, Indi­
katoren und Zeitplänen. Dies soll bis Juni 2012 
nachgeholt werden.

l	 Konzeptionelle Neuausrichtung der deutschen 
Entwicklungspolitik. Das BMZ reagierte auf die 
weltwirtschaftlichen Machtverschiebungen und 
die zunehmende Ausdifferenzierung der Schwel­
len­ und Entwicklungsländer mit einem eigenen 
Konzept für die Zusammenarbeit mit den soge­
nannten „Globalen Entwicklungspartnern“. Zur 
Kerngruppe zählt das BMZ­Konzept Brasilien, 
Indien, Indonesien, Mexiko und Südafrika. Als 
strategische Handlungsfelder werden die The­
men Klima und Umwelt, Wirtschaftsentwicklung 
sowie die Gestaltung der globalen Entwicklungs­
agenda benannt. Ein ressortübergreifendes Kon­
zept zur intensiveren politischen Zusammen­
arbeit mit den neuen „Gestaltungsmächten“ er­
gänzt die Neuausrichtung.
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l	 Verstärkte Menschenrechts-Kohärenz der 
deut schen Entwicklungspolitik angekündigt. 
Das BMZ macht mit einem eigenen Konzept die 
Menschenrechte zum verbindlichen Leitbild der 
deutschen EZ. Es ist beabsichtigt, alle staatlichen 
EZ­Projekte einem „Menschenrechts­TÜV“, also 
einer menschenrechtlichen Risikoprüfung, zu 
unterziehen. Alle Debatten um mehr Kohärenz 
bleiben aber wirkungslos, wenn es keine Kohä­
renz zu anderen Politikfeldern mit Menschen­
rechtsauswirkungen gibt. Neben verbindlichen 
und an klare Kriterien gekoppelten BMZ­Richt­
linien und der Stärkung der BMZ­internen Men­
schenrechtskompetenzen bedarf es darüber hi­
naus einer intensiveren Ressortzusammenarbeit, 
um die Menschenrechtskohärenz des auswärti­
gen Handelns der Bundesregierung insgesamt zu 
gewährleisten.

l	 Vermehrte ODA-Anrechnung von Marktkredi-
ten. Seit dem Regierungswechsel ist ein verstärkter 
Trend zur Nutzung von ODA­anrechenbaren Kre­
diten zu Marktkonditionen in der Entwicklungsfi­
nanzierung zu verzeichnen. Die Höhe dieser zins­
subventionierten Kredit­Mischfinanzierung stieg 
um mehr als das Dreifache von 332 Millionen Euro 
2008 auf 1.155 Millionen Euro 2010. Die Koppe­
lung der öffentlichen EZ­Gelder mit Marktmitteln 
birgt allerdings die Gefahr eines Strohfeueref­
fekts: Sie steigert die ODA­Quote zwar kurzfristig, 
die Tilgungen der Marktmitteldarlehen gehen in 
den kommenden Jahren aber als negative ODA in 
die Berechnungen ein und reduzieren die ODA­
Quote entsprechend. Zudem kommen diese Mittel 
vor allem den wirtschaftlich stärkeren Entwick­
lungsländern zugute, die ärmsten Länder gehen 
weitgehend leer aus. 

l	 Kohärentes Entwicklungskonzept der Bundes-
regierung weiterhin gefordert. Es fehlt noch im­
mer ein konsistentes Gesamtkonzept der Bundes­
regierung, das dem Anspruch von Entwicklungs­
politik als „globaler Strukturpolitik“ gerecht wird. 
Die Reorientierung auf die bilaterale EZ und die 
Überbetonung der Entwicklungskooperation mit 
deutschen Unternehmen sind Signale in die fal­
sche Richtung. Die Entwicklungspolitik steht zu­
dem vor einem grundsätzlichen Dilemma: Auf der 
einen Seite ist das Spektrum der zu bearbeitenden 
Probleme von den wachsenden sozialen Disparitä­
ten über den Klimawandel bis zu den Auswirkun­
gen der globalen Wirtschafts­ und Finanzkrise 
immens; auf der anderen Seite sind der Aktions­
radius und das Mandat der Entwicklungspolitik 
eng begrenzt. Mit anderen Worten: Handlungsbe­
darf und Handlungskapazität des BMZ sind im­
mer weniger deckungsgleich. Die Antwort muss 
in einer substantiellen Aufwertung der deutschen 
Entwicklungspolitik liegen.
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Schlussfolgerungen und Politikempfehlungen

Die Veränderungen der geopolitischen Kräftever­
hältnisse und die unbewältigten sozialen, wirt­
schaftlichen und ökologischen Krisen lassen die 
Entwicklungspolitik nicht unberührt. Wenn es ihr 
nicht gelingt, Antworten auf die neuen globalen 
Herausforderungen zu finden, läuft sie Gefahr, 
mehr und mehr an Bedeutung zu verlieren. Der 
Einfluss der Entwicklungspolitik auf die Entwick­
lung der Länder des Südens war schon immer 
beschränkt. Die zunehmenden weltwirtschaftli­
chen Verflechtungen, die Instabilitäten der glo­
balen Finanzmärkte und die Auswirkungen des 
globalen Klimawandels machen dies immer offen­
sichtlicher. Sie zeigen, dass die Politik der Wirt­
schafts­, Finanz­, Agrar­ und Umweltministerien, 
einschließlich der Energiepolitik, die Entwicklung 
der Länder des Südens insgesamt weit mehr be­
einflusst, als es die Entwicklungspolitik vermag. 

Der Stellenwert der klassischen (westlichen) Ent­
wicklungspolitik wird durch die zunehmende Zahl 
neuer Akteure der Entwicklungszusammenarbeit 
(„neue Geber“) zusätzlich relativiert. Die unzurei­
chende Steigerung (in manchen europäischen Län­
dern sogar massive Senkung) der ODA verstärkt 
den Bedeutungsverlust. Schließlich reduziert die 
selbstauferlegte Begrenzung der Zahl von Partner­
ländern den Aktionsradius der Entwicklungspoli­
tik. Indem die deutsche Entwicklungspolitik die 
Zahl der Partnerländer auf 50 der insgesamt rund 
130 Länder des Südens reduziert, überlässt sie die 
Federführung für die Zusammenarbeit mit den 
übrigen Ländern dem Wirtschaft­, Finanz­ oder 
Außenministerium. Sie läuft dadurch Gefahr, in 
eben der entwicklungspolitischen Nische zu lan­
den, aus der der gegenwärtige Bundesentwick­
lungsminister sie eigentlich „befreien“ wollte.

Dabei ist der Bedarf an einer gestärkten und zu­
kunftsgerechten Politik gegenüber den Ländern 
des Südens groß. Sie sollte innerhalb der Bundes­
regierung der Wächter und Garant für politische 
Kohärenz im Interesse der Entwicklung sein. Sie 
wäre verantwortlich dafür, dass Deutschland sei­
ne Staatenpflichten zur Verwirklichung der inter­
national vereinbarten Rechte erfüllt, vom Recht 
auf Entwicklung über die politischen und bürger­

lichen, die wirtschaftlichen, sozialen und kultu­
rellen Menschenrechte, bis zu den universellen 
Frauen­ und Kinderrechten. Schließlich könnte 
eine zukunftsfähige Entwicklungspolitik dazu 
beitragen, dass die postulierte „Große Transfor­
mation“ hin zu einer ressourcenschonenden und 
klimaverträglichen Wirtschafts­ und Lebensweise 
nicht auf Kosten sondern zum Nutzen der armen 
Länder des Südens erfolgt. 

Das Bundesentwicklungsministerium teilt die 
generelle Einschätzung, dass sich die „Entwick­
lungslandschaft“ grundsätzlich verändert habe 
und deswegen die Entwicklungspolitik nicht blei­
ben könne, was sie war. Mit der Einrichtung eines 
„Innovationsbeirats“ und den diversen Konsulta­
tionsprozessen im Zusammenhang mit seinen 
50­Jahrfeiern und der Veröffentlichung des neuen 
entwicklungspolitischen Konzepts hat es Offen­
heit gegenüber Zivilgesellschaft und Wissenschaft 
demonstriert, die grundsätzlich zu begrüßen ist. 
Die in den vergangenen zwölf Monaten veröffent­
lichten Sektorkonzepte und Positionspapiere, bei­
spielsweise zu den Themen Menschenrechte, länd­
liche Entwicklung und Bildung, enthalten zahlrei­
che Aspekte, die von terre des hommes und der 
Welthungerhilfe positiv beurteilt werden.

Es fehlt aber weiterhin ein konsistentes Gesamt­
konzept der Bundesregierung, das dem Anspruch 
von Entwicklungspolitik als „globaler Struktur­
politik“ gerecht wird. Die Reorientierung auf die 
bilaterale EZ, die Ausgliederung wesentlicher Teile 
der Not­ und Übergangshilfe in das Auswärtige 
Amt und die Überbetonung der Entwicklungs­
kooperation mit deutschen Unternehmen sind Si­
gnale in die falsche Richtung. Die Bestrebungen, 
EZ verstärkt „auf Pump“ über die Koppelung mit 
rückzahlbaren Krediten zu Marktkonditionen zu 
finanzieren, erhöhen die Verschuldung der ent­
sprechenden Mittelempfänger und bergen die Ge­
fahr einer Verlagerung der EZ hin zu (rück­)zah­
lungsfähigen Kooperationspartnern auf Kosten 
der Ärmsten.

Die (deutsche) Entwicklungspolitik steht vor ei­
nem grundsätzlichen Dilemma: Auf der einen 
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Seite ist das Spektrum der zu bearbeitenden Pro­
bleme von den wachsenden sozialen Disparitäten 
über den Klimawandel bis zu den Auswirkungen 
der globalen Wirtschafts­ und Finanzkrise im­
mens; auf der anderen Seite sind der Aktionsra­
dius und das Mandat der Entwicklungspolitik eng 
begrenzt. Mit anderen Worten: Handlungsbedarf 
und Handlungskapazität des BMZ sind immer we­
niger deckungsgleich. 

Die gegenwärtigen internationalen Diskussions­ 
und Verhandlungsprozesse im Zusammenhang 
mit der Umsetzung der Beschlüsse von Busan, der 
Rio+20­Konferenz für nachhaltige Entwicklung 
und der Zukunft der MDGs nach dem Jahr 2015 
bieten auch für die deutsche Entwicklungspolitik 
die Chance (und die Notwendigkeit) einer konzep­
tionellen und institutionellen Neuausrichtung. 
Denn die Entscheidungen über eine neue weltwei­
te Entwicklungspartnerschaft, globale Nachhaltig­
keitsziele und die Post­2015­Entwicklungsagenda 
können nicht isoliert auf der internationalen Ebe­
ne gefällt werden, sie müssen sich auch in den 
Strukturen und Strategien der deutschen Entwick­
lungspolitik widerspiegeln. Die Welthungerhilfe 
und terre des hommes halten in diesem Zusam­
menhang folgende Schritte zur Neuausrichtung 
der deutschen Politik im Sinne einer weltweit zu­
kunftsgerechten Entwicklung für erforderlich. Sie 
beziehen sich auf die Grundsätze und Prinzipien, 
die Ziele und Indikatoren, die Institutionen sowie 
die Qualität und Quantität der Entwicklungszu­
sammenarbeit.

1.  Rechtebasierten Ansatz der  
Entwicklungspolitik bekräftigen

Die Bundesregierung hat in internationalen Ab­
kommen und Deklarationen eine Reihe von Prin­
zipien anerkannt, die die normative Grundlage 
ihrer internationalen Zusammenarbeit bilden 
sollten. Sie hat es aber bisher versäumt, ihr politi­
sches Handeln konsequent nach diesen Prinzipien 
auszurichten. Allzu oft wird der Stellenwert der 
Entwicklungspolitik nach Opportunitätsgesichts­
punkten beurteilt und kurzfristigen ökonomi­
schen Eigeninteressen untergeordnet. Das Recht 
auf Entwicklung, die wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Menschenrechte und die Prinzipi­
en internationaler Zusammenarbeit, wie sie schon 
in der Rio­Erklärung 1992 festgelegt wurden, sind 
aber keine politische Verfügungsmasse, sondern 
müssen ausnahmslos respektiert und konsequent 
umgesetzt werden.

2.  Kohärentes Entwicklungskonzept der 
gesamten Bundesregierung verabschie-
den und institutionell verankern

Der Grundsatz der „Politikkohärenz im Interesse 
der Entwicklung“ läuft Gefahr, zum Allgemein­
platz zu verkommen, wenn er nicht inhaltlich ge­
füllt wird. Welthungerhilfe und terre des hommes 
unterstützen daher weiterhin die Forderung des 
DAC Peer Review 2010 nach einer Grundsatzer­
klärung der Bundesregierung für entwicklungs­
politische Kohärenz und einer Kohärenzagenda 
mit klaren Prioritäten, in der ressortübergreifende 
strategische Ziele und Umsetzungsschritte festge­
legt werden. 

Das Konzept des BMZ zu Menschenrechten in der 
deutschen Entwicklungspolitik ist grundsätzlich 
ein richtiger Schritt in diese Richtung, indem es 
die Menschenrechte zum verbindlichen Leitprin­
zip der Politik erklärt. Das Konzept sollte aller

Die Bundesregierung sollte die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Menschen-
rechte und die damit verbundenen Staaten-
pflichten als Grundlage ihrer gesamten Politik 
bestätigen. Sie sollte darüber hinaus auch die 
„Rio-Prinzipien“ zum eindeutigen Maßstab ih-
rer politischen Entscheidungen machen. Dazu 
zählen 1.) Das Prinzip der gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkeiten, das 
den Staaten entsprechend ihres Beitrages zur 
globalen Umweltbelastung und ihrer wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit Finanzie-
rungsverpflichtungen auferlegt; 2.) das Verur-
sacherprinzip, das diejenigen, die ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen Schaden 
verursachen, verpflichtet, die entstandenen 
Kosten zu tragen; 3.) das Vorsorgeprinzip, das 
Regierungen u.a. verpflichtet, Maßnahmen ge-
gen Technologien zu ergreifen, die schwer-
wiegende Schäden für Mensch und Umwelt 
verursachen können. Die Bundesregierung 
sollte bei der Rio+20-Konferenz allen Versu-
chen einer Relativierung dieser Prinzipien ent-
gegenwirken.

Der Bundestag sollte eine dem „Europäischen 
Konsens“ vergleichbare Entschließung zur Ent-
wicklungspolitik verabschieden, die die Men-
schenrechte und die Prinzipien internationaler 
Zusammenarbeit als Grundwerte deutscher 
Politik bestätigt.

>>>
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dings konkretisiert werden, um zu gewährleisten, 
dass im Falle von Zielkonflikten mit anderen Po­
litikfeldern, wie der Handels­, Agrar­, Wirtschafts­ 
oder Sicherheitspolitik, die Menschenrechte Vor­
rang haben.

Die Verpflichtung zu einer menschenrechtsbasier­
ten, kohärenten Politik im Interesse nachhaltiger 
Entwicklung muss sich auch in den deutschen 
Positionen gegenüber den neuen Entwicklungs­
strategien von OECD und EU sowie in den Struk­
turen von Bundesregierung und Bundestag wider­
spiegeln. Bislang hat das BMZ nicht das Mandat, 
um ressortübergreifend für Kohärenz zu sorgen. 
Ähnliches gilt spiegelbildlich für den Ausschuss 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung (AWZ) des Bundestages. Auch der Rat für 
nachhaltige Entwicklung und der vom Bundestag 
bereits 2004 eingesetzte Parlamentarische Beirat 
für nachhaltige Entwicklung können bislang keine 
Kontroll­ und Steuerungsfunktion übernehmen. 
Ihre Mandate sind hauptsächlich auf die Beglei­
tung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung und die Abgabe von Empfehlun­
gen beschränkt.

3.  Suche nach alternativen Fortschritts-
indikatoren und globalen Entwicklungs-
zielen aktiv unterstützen

Angesichts der ökologischen Grenzen unseres Pla­
neten sind Entwicklungskonzepte, die das weite­
re Wachstum des Ressourcenverbrauchs und der 
CO2­Emissionen zur Folge haben, nicht zukunfts­
fähig. Auch zur Bekämpfung von Armut und Hun­
ger reichen Messinstrumente nicht aus, die sich 
auf das Wachstum der Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen konzentrieren, aber die infor­
melle Wirtschaft sowie Gender­ und Verteilungs­
aspekte ausblenden. Aus dieser Erkenntnis heraus 
findet die Kritik am Indikator des BNE­Wachstums 
als dominierendem Maß für Wohlstand und Fort­
schritt immer breitere Unterstützung. 

Auf allen Ebenen haben Suchprozesse eingesetzt, 
die sich mit alternativen Wohlstandsmaßen so­
wie ressourcenschonenden und klimaverträgli­
chen Entwicklungsmodellen befassen. In diesem 
Zusammenhang ist die Arbeit der Enquête­Kom­

Die Bundesregierung sollte umgehend 
eine Strategie zur Verwirklichung des Prinzips 
der Politikkohärenz im Interesse nachhaltiger 
Entwicklung verabschieden, die für alle Res-
sorts verbindlich ist. Durch sie sollten alle Po-
litikbereiche am Leitbild der ökologisch trag-
fähigen und sozial gerechten Entwicklung 
ausgerichtet und kontinuierlich auf ihre Men-
schenrechts- und Entwicklungswirkungen ge-
prüft werden. Der vom BMZ vorgesehene 
„Menschenrechts-TÜV“ ist grundsätzlich zu 
begrüßen. Er sollte allerdings nicht auf die 
Entwicklungspolitik beschränkt bleiben, son-
dern in allen Politikbereichen angewendet 
werden. Insofern sollte man ihn zur „Chefin-
Sache“ erklären. Konkrete Kriterien und Ver-
fahren für einen solchen Menschenrechts-TÜV 
sollten unter enger Einbeziehung von Organi-
sationen der Zivilgesellschaft entwickelt wer-
den. Die damit verbundene Idee eines Be-
schwerdemechanismus ist positiv zu beurtei-
len und sollte zügig umgesetzt werden.

Zur Umsetzung und Überwachung einer res-
sortübergreifenden Kohärenzagenda sollte 
das Mandat des BMZ entsprechend erweitert 
und der bestehende „Ressortkreis Internatio-

>>>

nale Zusammenarbeit“ unter Leitung des BMZ 
aufgewertet und weiterentwickelt werden. 

Das Ziel der Außen- und Entwicklungspolitik 
„aus einem Guss“ ist generell zu begrüßen, 
darf aber nicht zu einer Schwächung des BMZ 
führen. Bei der sinnvollen Zusammenlegung 
von humanitärer Hilfe und entwicklungsorien-
tierter Not- und Übergangshilfe muss daher 
die engere Verzahnung mit der mittel- und 
langfristigen Entwicklungszusammenarbeit 
gewährleistet werden.

Das Kohärenzgebot gilt nicht nur für die Exe-
kutive. Im Deutschen Bundestag sollten daher 
nach den kommenden Wahlen die notwendi-
gen Schritte geprüft werden, um den AWZ zu 
einem „Kohärenzausschuss“ aufzuwerten und 
sein Mandat entsprechend zu erweitern.

Auf EU-Ebene sollte die Bundesregierung den 
Vorschlag des Europäischen Parlaments für ei-
nen „ständigen Berichterstatter für Politikko-
härenz im Interesse der Entwicklung“ unter-
stützen. Zugleich sollte sie darauf hinwirken, 
dass sich die Verpflichtung zu einer menschen-
rechtsbasierten, kohärenten Nachhaltigkeits-
politik auch in der neuen Entwicklungsstrate-
gie der EU widerspiegelt.

>>>

>>>
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mission des Deutschen Bundestages zum Thema 
„Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ zu unter­
stützen, die bis zum Ende der Legislaturperiode 
2013 u.a. einen ganzheitlichen Wohlstands­ und 
Fortschrittsindikator entwickeln soll. Dabei müs­
sen auch entwicklungspolitische, genderspezifi­
sche und menschenrechtliche Aspekte umfassend 
berücksichtigt werden.

Die Neuausrichtung der Entwicklungspolitik er­
fordert aber auch neue Entwicklungsziele, die die 
globalen Veränderungen und Herausforderungen 
besser widerspiegeln, als es die bisherigen MDGs 
mit ihrem begrenzten Fokus tun. Vor diesem Hin­
tergrund verdienen Vorschläge zur Vereinbarung 
globaler Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Deve­
lopment Goals) grundsätzlich Unterstützung. Sie 
haben durchaus das Potential, die Schwächen der 
bisherigen MDGs zu überwinden. Welthungerhil­
fe und terre des hommes sehen darin auch eine 
Chance, die bislang meist getrennt verlaufenden 
Diskurse über nachhaltige Entwicklung und ihre 
Indikatoren auf der einen Seite sowie Armutsbe­
kämpfung und MDGs auf der anderen Seite zu­
sammenzuführen.

4.  Demokratische Global Governance  
für Nachhaltigkeit stärken

Bislang gibt es auf globaler Ebene kein universel­
les Gremium, in dem die ökologischen, sozialen 
und ökonomischen Herausforderungen der Welt 
gemeinsam erörtert werden. Die UN­Kommission 
für nachhaltige Entwicklung (CSD) hätte nach der 
Rio­Konferenz 1992 eine solche Funktion über­
nehmen können, erhielt aber von den Regierungen 
weder das Mandat noch das politische Instrumen­
tarium dafür. Angesichts ihrer Unzulänglichkei­
ten und der fortbestehenden Governance­Lücke 
an der Schnittstelle globaler Wirtschafts­, Sozi­
al­ und Umweltpolitik unterstützen Welthunger­
hilfe und terre des hommes Vorschläge, die CSD 
zu einem Rat für Nachhaltige Entwicklung nach 
dem Vorbild des UN­Menschenrechtsrates aufzu­
werten. Da er auf der universellen Mitgliedschaft 
der Vereinten Nationen basierte und weitgehende 
Beteiligungsrechte für zivilgesellschaftliche Orga­
nisationen gewährleistete, hätte er eine wesentlich 
höhere Legitimation als etwa die G20 mit ihrer 
Arbeitsgruppe für Entwicklung.

Zukünftige Generationen haben in der gegenwär­
tigen Politik nur eine schwache Lobby. Langfristi­
ges Ziel muss es sein, dass die Interessen und Be­
dürfnisse zukünftiger Generationen in Form von 
rechtlich verbürgten Ansprüchen anerkannt wer­
den. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung wäre 
die Einrichtung von Ombudsstellen zum Schutz 

Die Bundesregierung sollte sich beim 
Rio+20-Gipfel aktiv dafür einsetzen, dass auf 
UN-Ebene ein Konsultationsprozess in Gang 
gesetzt wird, der bis zum Jahr 2015 zu aussa-
gekräftigen Maßen und Indizes für Wohlstand, 
Wohlergehen (Well-being) und gesellschaftli-
chem Fortschritt führt. Dabei sollten die viel-
fältigen Initiativen und Erfahrungen auf Län-
derebene (Glücksindex in Bhutan, Buen Vivir-
Ansätze in Bolivien und Ecuador usw.) 
berücksichtigt werden. Der Prozess sollte zeit-
lich und inhaltlich an die Debatte über die Zu-
kunft der MDGs und neue globale Nachhaltig-
keitsziele gekoppelt werden. 

Die Bundesregierung sollte sich beim Rio+20-
Gipfel und in den internationalen Diskussio-
nen über die Post-2015 Entwicklungsagenda 
auch dafür einsetzen, innerhalb der Vereinten 
Nationen bis zum Jahr 2015 ein neues Set glo-
baler Entwicklungsziele zu vereinbaren. Die-
ser Prozess sollte unter breiter Beteiligung 
zivilgesellschaftlicher Organisationen gesche-
hen und bis zum „MDG-Gipfel“ 2013 zur 
grundsätzlichen Einigung über die künftigen 
Ziele führen. Diese Ziele sollten für alle Länder 
der Erde Gültigkeit besitzen und zugleich in 

>>>

ihren Unterzielen und Indikatoren überschau-
bar sein und genügend Flexibilität ermögli-
chen, um die ökonomische, ökologische und 
soziale Situation der einzelnen Länder berück-
sichtigen zu können. Von zentraler Bedeutung 
ist dabei, dass diese Ziele nicht hinter die be-
stehenden Menschenrechtsverpflichtungen 
und die auf den Weltkonferenzen der 1990er 
Jahre vereinbarten Entwicklungsziele zurück-
fallen sondern auf Ihnen aufbauen.

Die Enquête-Kommission des Deutschen Bun-
destages zum Thema „Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität“ sollte in ihrer Arbeit diese in-
ternationalen Diskussionen sowie entwick-
lungspolitische und menschenrechtliche As-
pekte und die Standpunkte zivilgesellschaftli-
cher Organisationen aus dem Süden umfas send 
berücksichtigen.

>>>

>>>
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der Rechte zukünftiger Generationen. Sie hätten 
die Aufgabe, über relevante Themen und Proble­
me im Zusammenhang mit den Rechten zukünf­
tiger Generationen zu informieren, Beschwerden 
entgegenzunehmen, strittige Fälle stellvertretend 
für die zukünftigen Generationen vor Gericht zu 
bringen und politische Entscheidungen daraufhin 
zu überprüfen, ob sie schwere und unwiderrufli­
che Schäden für zukünftige Generationen verur­
sachen.

5.  Qualität der EZ erhöhen: Busan-Partner-
schaft wirkungsvoll ausgestalten

Das 4. Hochrangige Forum über die Wirksamkeit 
der Entwicklungszusammenarbeit von Busan hat 
Fortschritte bei der Einbeziehung der Zivilgesell­
schaft und der „neuen Geber“, allen voran China, 
Indien und Brasilien, gebracht. Dafür mussten 
allerdings unterschiedliche Prämissen für die 
„Nord­Süd“­ gegenüber der „Süd­Süd“­Zusammen­
arbeit in Kauf genommen werden. Ob Busan einen 
Wendepunkt in der internationalen Entwicklungs­
zusammenarbeit markiert, wird von seinem Folge­
prozess abhängen. Von zentraler Bedeutung wird 
sein, ob sich die Regierungen bis Juni 2012 auf ein 
Set von konkreten Zielen, Indikatoren und Zeit­
plänen zu ihrer Umsetzung verständigen können, 
wie es bei der Pariser Erklärung der Fall war. In 
diesem Zusammenhang wird es vor allem auf die 
Ausgestaltung der neuen Globalen Partnerschaft 
für wirksame Entwicklungszusammenarbeit (Glo­
bal Partnership for Effective Development Coope­
ration) ankommen. Sie muss breite Beteiligungs­
rechte für zivilgesellschaftliche Organisationen 
gewährleisten und die politische Dominanz der 
klassischen Geberländer überwinden.

Die Bundesregierung sollte sich aktiv da-
für einsetzen, dass beim Rio+20-Gipfel be-
schlossen wird, die CSD in ihrer jetzigen Form 
aufzulösen und durch einen Rat für Nachhalti-
ge Entwicklung (Sustainable Development 
Council) zu ersetzen, der als Nebenorgan di-
rekt der UN-Generalversammlung unterstellt 
ist. Als Präzedenzfall für diese Reform kann 
der UN-Menschenrechtsrat dienen, der im Jahr 
2006 aus der Menschenrechtskommission des 
ECOSOC hervorgegangen ist. Die Bundesre-
gierung sollte darauf hinwirken, dass der neue 
Rat ein umfassendes Mandat und ausreichen-
de Finanzmittel erhält, um den Erfordernissen 
politischer Kohärenz, Koordination und Steu-
erung im Sinne einer zukunftsgerechten Ent-
wicklung zu genügen. Zugleich muss die enge 
Anbindung der neuen Globalen Partnerschaft 
für wirksame Entwicklungszusammenarbeit 
an den Rat gewährleistet sein, um Doppelar-
beit und Parallelstrukturen zu vermeiden.

Um die Durchsetzung der Rechte zukünftiger 
Generationen in der politischen Praxis zu ga-
rantieren, sollte die Bundesregierung sich da-
für einsetzen, dass Ombudsstellen, gleichsam 
als Anwälte zukünftiger Generationen, auf in-
ternationaler, nationaler und kommunaler 
Ebene geschaffen werden. Sie sollte beim 
Rio+20-Gipfel die Forderung unterstützen, für 
die globale Ebene eine solche Ombudsstelle 
unter dem Dach der Vereinten Nationen ein-
zurichten. Zugleich sollte sie sich verpflich-
ten, entsprechende Schritte innerhalb eines 
klar definierten Zeitrahmens für die Bundes-
ebene einzuleiten. Darüber hinaus sollte sie 
auf die Schaffung solcher Stellen auf EU-Ebe-
ne sowie auf kommunaler Ebene in Deutsch-
land hinwirken.

>>>

Die Bundesregierung sollte sich dafür ein-
setzen, dass bis Juni 2012 die Busan-Partner-
schaft durch eine Vereinbarung über messba-
re Ziele, Indikatoren und Zeitpläne ergänzt 
wird. Sie sollte Ziele zur demokratischen Ei-
genverantwortung und einem förderlichen 
Umfeld für Entwicklung sowie zur Stärkung 
der programmorientierten Gemeinschaftsfi-
nanzierung, der Beseitigung von Lieferbindun-
gen und der Erhöhung der Planungssicherheit 
der Partnerländer durch Mehrjahreszusagen 
enthalten. 

Bei der Ausgestaltung der Globalen Partner-
schaft für wirksame Entwicklungszusammen-
arbeit sollte die Bundesregierung auf umfas-
sende Beteiligungsrechte für zivilgesellschaft-
liche Organisationen und die enge Anbindung 
des neuen Mechanismus an die Vereinten Na-
tionen hinwirken. Nur so kann die neue Glo-
bale Partnerschaft dem Anspruch gerecht 
werden, ein Forum für alle Entwicklungsak-
teure zu bilden, das nicht von den Interessen 
der westlichen Geber dominiert wird.

>>>

>>>
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6.  Quantität der EZ steigern: ODA-Verpflich-
tungen endlich ernst nehmen

Welthungerhilfe und terre des hommes fordern 
die Bundesregierung seit Jahren auf, ihre Ver­
pflichtungen aus dem ODA­Stufenplan zu erfül­
len. Dazu wären ODA­Steigerungen um mindes­
tens zwei Milliarden Euro pro Jahr erforderlich. 
Die Bundesregierung bekennt sich zwar verbal zur 
Erfüllung ihrer ODA­Verpflichtungen, weigert sich 
aber beharrlich, dazu einen Zeitplan vorzulegen. 
Im Gegenteil: Ihr Bekenntnis zur Verwirklichung 
des 0,7­Prozentziels steht in krassem Widerspruch 
zu ihrer mittelfristigen Finanzplanung. Statt den 
BMZ­Etat zu erhöhen, plant die Bundesregierung 
derzeit die Kürzung des Etats bis 2015 um 368,6 
Millionen Euro gegenüber dem Jahr 2011. Die 
wachsende ODA­Lücke durch die Koppelung der 
BMZ­Mittel mit Krediten zu Marktkonditionen zu 
schließen, kann kein Ersatz für die notwendige 
Aufstockung des Entwicklungsetats sein. Vor die­
sem Hintergrund begrüßten terre des hommes 
und Welthungerhilfe die fraktionsübergreifende 
Initiative aus dem Bundestag für einen „Entwick­
lungspolitischen Konsens“. Dass dieser Konsens 
der Mehrheit der Abgeordneten bisher nicht zu 
einer entsprechenden Bundestagsentscheidung 
geführt hat, gefährdet allerdings die Glaubwür­
digkeit dieser Initiative. Die erforderlichen Mittel 
können u.a. durch die Einführung einer Finanz­
transaktionssteuer aufgebracht werden, die im 
Sinne des breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis­
ses „Steuer gegen Armut“ auch der Finanzierung 
entwicklungspolitischer Zwecke dienen muss.

Um die Prinzipien der Busan-Partnerschaft in 
die deutsche EZ zu übertragen, sollte die Bun-
desregierung umgehend einen eigenen Um-
setzungsplan verabschieden. Auch die Koope-
ration mit der Privatwirtschaft sollte diesen 
Prinzipien, insbesondere der Partnerorientie-
rung und Transparenz, unterliegen. 

>>> Welthungerhilfe und terre des hommes 
rufen die Bundesregierung dazu auf, im Ent-
wurf für den Bundeshaushalt 2013 als Min-
destanforderung die im „Entwicklungspoliti-
schen Konsens“ von der Mehrheit der Abge-
ordneten unterstützte Erhöhung der Mittel für 
Entwicklungszusammenarbeit und humanitä-
re Hilfe um mindestens 1,2 Milliarden Euro in 
die Tat umzusetzen.

Zusätzlich sollte die Bundesregierung den An-
teil der Erlöse aus dem Emissionshandel, der 
für den Klimaschutz und Anpassungsmaß-
nahmen in Entwicklungsländern verwendet 
wird, auf mindestens 50 Prozent steigern.

Schließlich sollte die Bundesregierung die Ein-
führung einer Finanztransaktionssteuer, in 
einem ersten Schritt für die Länder der Euro-
Zone, aktiv vorantreiben und sicherstellen, 
dass mindestens 50 Prozent der Erlöse für 
Entwicklungs- und Klimaschutzzwecke ver-
wendet werden können.

In den internationalen Diskussionen über Zie-
le für die öffentliche Entwicklungsfinanzie-
rung nach dem Jahr 2015 sollte die Bundesre-
gierung die Verpflichtungen, die sich aus den 
Menschenrechtspakten und den universell 
gültigen Grundsätzen der Rio-Erklärung von 
1992 ableiten lassen, als normative Grundla-
ge anerkennen und sich für einen fairen Las-
ten- und Finanzausgleich zwischen allen Län-
dern der Erde einsetzen.

>>>
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l	 Realer Rückgang der weltweiten ODA. Die öf-
fentliche Entwicklungshilfe der 23 Geberländer, 
die im Entwicklungshilfeausschuss der OECD zu-
sammengeschlossen sind, lag 2011 bei 133,5 Milli-
arden US-Dollar. Sie war damit zwar rund 5 Milli-
arden US-Dollar höher als im Vorjahr (128,5 Milli-
arden US-Dollar), preis- und wechselkursbereinigt 
sank sie jedoch – erstmals seit 15 Jahren - um 2,7 
Prozent. Die deutsche ODA erhöhte sich um rund 
650 Millionen Euro von 9,80 auf 10,45 Milliarden 
Euro (2011). Von diesem Anstieg erklären sich al-
lerdings nur 51 Millionen Euro durch den Anstieg 
des BMZ-Etats zwischen 2010 und 2011. Die rest-
lichen rund 600 Millionen sind überwiegend auf 
die verstärkte Nutzung von Krediten zu Marktkon-
ditionen zurückzuführen. Durch die geschickte 
Koppelung mit BMZ-Mitteln können diese zu hun-
dert Prozent auf die ODA angerechnet werden. Sie 
reduzieren die ODA allerdings wieder, sobald die 
Kredite zurückgezahlt werden.

l	 Der BMZ-Etat 2013: Stagnation auf ganzer Li-
nie. Im Jahr 2013 soll Der Haushalt des Bundesent-
wicklungsministeriums 6,420 Milliarden Euro be-
tragen. Das sind lediglich 37 Millionen Euro mehr 
als 2012. Mit 0,6 Prozent verzeichnet das BMZ den 
niedrigsten Anstieg seines Etats seit 2005. Inflati-
onsbereinigt sinken damit 2013 die EZ-Mittel. In 
den vier Haushaltsjahren, die die schwarz-gelbe 
Bundesregierung zu verantworten hat (2010-2013), 
ist das Budget des BMZ insgesamt nur um 7,4 Pro-
zent gestiegen. In den vier Jahren davor betrug der 
Zuwachs 38,8 Prozent. Nach dem mittelfristigen 
Finanzplan des Bundes soll der BMZ-Etat 2014 so-
gar um rund 400 Millionen Euro sinken und auf 
diesem Niveau bis 2016 eingefroren werden. 

l	 Die Tücken des Emissionshandels. Der Handel 
mit CO2-Emissionsberechtigungen birgt grund-
sätzlich ein enormes Einnahmepotential. Für die 
dritte Handelsperiode 2013-2020 rechnet die Bun-
desregierung mit jährlichen Einnahmen in mehr-
stelliger Milliardenhöhe. Ein zentrales Problem 
besteht allerdings in den massiven Preisschwan-
kungen an den Märkten für Emissionszertifikate. 
Der Preis für ein Zertifikat (entspricht einer Tonne 
CO2) ist vom bisherigen Allzeithoch von knapp 30 
Euro 2008 im ersten Halbjahr 2012 auf 7,30 Euro 

abgestürzt, vor allem bedingt durch das Überan-
gebot von Zertifikaten auf dem Markt. Als Folge 
musste die Bundesregierung sowohl die erwarte-
ten Einnahmen als auch die geplanten Ausgaben 
deutlich nach unten korrigieren. Dies betrifft auch 
den Anteil, der für den internationalen Klima- 
und Umweltschutz verwendet wird. Zudem soll 
entgegen den Forderungen zivilgesellschaftlicher 
Organisationen, mindestens 50 Prozent der Ver-
steigerungserlöse für Klimaschutz- und Anpas-
sungsmaßnahmen in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern zu verwenden, dieser Anteil bei unter 
20 Prozent liegen und nach 2014 sogar sinken. 
Dieser Trend steht im Gegensatz zur Verpflich-
tung Deutschlands, einen fairen und bis 2020 kon-
tinuierlich steigenden Beitrag zur internationalen 
Klimafinanzierung zu leisten.

l	 Boom der Mischfinanzierung gefährdet Ar-
mutsorientierung. Seit dem Regierungswechsel 
2009 nutzt das BMZ in wachsendem Umfang un-
terschiedliche Formen der Mischfinanzierung. 
Darunter ist vor allem die Koppelung von Haus-
haltsmitteln des BMZ und Krediten zu Marktkon-
ditionen der KfW Entwicklungsbank zu verstehen. 
Besonders beliebt ist das Instrument der Zinssub-
ventionierten Darlehen: Bei diesem Instrument 
erhält die Regierung des jeweiligen Kooperations-
landes einen Kredit aus KfW-Marktmitteln, dessen 
Zinssatz durch BMZ-Zuschüsse soweit unter das 
Marktniveau gesenkt wird, dass der gesamt Kre-
dit als ODA anrechenbar ist. Insgesamt hat das 
BMZ für 2013 Zuschüsse für Zinssubventionen 
in Höhe von 380 Millionen Euro eingeplant. Dies 
kann zu einem Gesamtzusagevolumen von etwa 
2,4 Milliarden Euro führen, das vollständig ODA-
anrechenbar ist. 

In diesem Jahr veröffentlichen Welthungerhilfe und terre des hommes Deutschland den  

20. Bericht  „Die Wirklichkeit der Entwicklungspolitik“. Dieser jährliche Bericht erscheint 

seit 1993 und versteht sich als kritische Analyse der Entwicklungspolitik der Bundesregie-

rung.

In diesem Jahr erscheint der Bericht erstmals in zwei Teilen. Da die Publikation sich als 

Schattenbericht zum  Bericht des Entwicklungshilfeausschusses (DAC) der OECD versteht, 

wurde die mit dem ersten Berichtsteil vorgelegte Analyse der qualitativen Aspekte deut-

scher öffentlicher Leistungen in zeitlicher Nähe zur Bekanntgabe der DAC-Zahlen im April 

2012 veröffentlicht. Die Veröffentlichung der Analyse der quantitativen Aspekte erfolgt 

nun im Zusammenhang mit der Verabschiedung des Bundeshaushalts am 22. November 

2012 in einem zweiten Berichtsteil.

Während der erste Berichtsteil  die neuen entwicklungspolitischen Konzepte der Bundes-

regierung analysierte, leitet dieser Berichtsteil aus der Analyse des Bundeshaushaltes und 

der mittelfristigen Finanzplanung  Schlussfolgerungen und entwicklungspolitische Hand-

lungsempfehlungen an die Bundesregierung ab. Ein besonderes Augenmerk wird auf die 

diversen Formen der Mischfinanzierung, der Kombination von Krediten und Zuschüssen, 

ihrer Anrechenbarkeit auf die öffentlichen Entwicklungsleistungen / ODA und die mögli-

chen negativen Folgen für arme Länder gelegt.

Bonn / Osnabrück, im Oktober 2012

Dr. Wolfgang Jamann

Generalsekretär

Vorstandsvorsitzender der Welthungerhilfe

Danuta Sacher 

Vorstandsvorsitzende

terre des hommes Deutschland e.V.
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Schlussfolgerungen und Politikempfehlungen

  –   Erhöhung von Auslandsverschuldung und 
Exportabhängigkeit: Jedes Darlehen auslän-
discher Gläubiger erhöht die Auslandsver-
schuldung und damit den Zwang, Devisen 
zu erwirtschaften. Selbst profitable Investiti-
onsvorhaben, etwa zum Aufbau eines öffent-
lichen Nahverkehrssystems, erwirtschaften 
aber nicht automatisch ausländische Devi-
sen. Dies ist nur möglich, wenn verstärkt für 
den Export produziert wird. Dies erhöht die 
Exportabhängigkeit und kann den Aufbau 
einheimischer Märkte konterkarieren. 

  –   Schwächung inländischer Kapitalmärkte: 
Die Zinssubventionierung von Darlehen 
bringt der KfW auf den internationalen 
Kapitalmärkten einen Wettbewerbsvorteil 
gegenüber Finanzinstituten, die über diese 
Privilegien nicht verfügen. Für inländische 
Kreditinstitute bestehen damit ungleiche 
Wettbewerbsbedingungen. Dies kann die 
Entwicklung eines funktionsfähigen inlän-
dischen Kapitalmarkts behindern. 

  –   Strohfeuereffekt für die ODA: Durch die He-
belwirkung der Mischfinanzierung können 
die ODA-anrechenbaren Mittel kurzfristig 
massiv gesteigert werden. Sobald die Kredi-
te getilgt werden, werden die rückgezahlten 
Beträge jedoch wieder von der ODA abgezo-
gen. Langfristig brechen die ODA-Zahlen und 
die ODA-Quote wieder ein, sofern die Rück-
zahlungen nicht permanent durch Neukre-
dite kompensiert werden. Aus diesem Grund 
ist denkbar, dass Deutschland bis 2015 das 
0,7-Prozentziel „auf Pump“ erreicht, aber die 
Finanzblase platzt, sobald die Tilgungsperi-
oden einsetzen.

Im ersten Teil ihres diesjährigen Berichts, der im 
April 2012 erschien, haben sich terre des hommes 
und die Welthungerhilfe mit den veränderten Rah-
menbedingungen der Entwicklungspolitik und 
der Suche nach neuen Konzepten befasst. Die da-
rin formulierte Forderung nach einer kohärenten 
Ausrichtung der deutschen Politik im Sinne einer 
zukunftsgerechten Entwicklung bleibt nach den 
enttäuschenden Ergebnissen der Rio+20-Konfe-
renz vom Juni 2012 aktueller denn je. Dass die 
Bundeskanzlerin der wichtigsten UN-Konferenz 
dieses Jahres ferngeblieben ist, hat auf internati-
onaler Ebene den Eindruck erweckt, die Bewälti-
gung der globalen Umwelt- und Entwicklungspro-
bleme hätte in der deutschen Politik nicht höchste 
Priorität. Der Folgeprozess der Rio+20-Konferenz 
und die intensiven Diskussionen über die globale 
Entwicklungsagenda nach dem Jahr 2015 eröffnen 
für die Bundesregierung die Chance, dieses Bild 
zu korrigieren. 

Die Bundesregierung sollte sich insbesondere an 
der Entwicklung ambitionierter globaler Nachhal-
tigkeitsziele aktiv beteiligen. Sie sollte sich dafür 
einsetzen, dass derartige Ziele alle Dimensionen 
der Millenniumserklärung der Vereinten Nationen, 
insbesondere Umwelt, soziale und wirtschaftli-
che Entwicklung, Menschenrechte, Frieden, und 
die Stärkung internationaler Zusammenarbeit, 
widerspiegeln. In die Diskussionen sollten zivil-
gesellschaftliche Organisationen eng und konti-
nuierlich einbezogen werden. 

Die wichtigen Auseinandersetzungen über die 
künftigen Konzepte und Ziele der Entwicklungs-
politik dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass Entwicklung ohne ausreichende finanziel-
le Mittel nicht möglich ist. Die Bekämpfung von 
Armut und Hunger, die Förderung von ländlicher 
Entwicklung und Ernährungssicherheit, der Aus-
bau öffentlicher Gesundheits- und Bildungssyste-
me, sowie die Unterstützung von Demokratisie-
rungsprozessen und Zivilgesellschaft erfordern 
zusätzliche öffentliche Mittel. So falsch es wäre, 
Entwicklungszusammenarbeit allein an der Quan-
tität der bereitgestellten Ressourcen zu messen 
und Politikempfehlungen auf die Verwirklichung 
des 0,7-Prozentziels zu reduzieren, so falsch wäre 

es auch, die finanzielle Dimension der Entwick-
lungszusammenarbeit völlig außer Acht zu lassen. 
Aus diesem Grund richten terre des hommes und 
Welthungerhilfe ergänzend zu den Empfehlungen 
im ersten Teils ihres diesjährigen Berichts folgen-
de Forderungen an die Adresse von Bundesregie-
rung und Bundestag:

1.  Realen Rückgang der EZ-Haushaltsmittel 
2013 verhindern

Dass nach den Haushaltsplänen der Bundesregie-
rung die Mittel des BMZ im kommenden Jahr um 
lediglich 0,6 Prozent erhöht werden sollen, und 
damit inflationsbereinigt sinken, ist angesichts 
der Verpflichtungen aus dem ODA-Stufenplan der 
EU ein entwicklungspolitischer Offenbarungseid. 
Dies gilt umso mehr angesichts der mittelfristigen 
Finanzplanung des Bundes. Demnach plant die 
Bundesregierung, den BMZ-Etat 2014 um über 400 
Millionen Euro zu kürzen und auf diesem Niveau 
bis 2016 einzufrieren. Auch wenn die vorgesehe-
nen Kürzungen wie in den Vorjahren nicht reali-
siert werden, wäre es völlig unangemessen, dies 
bereits als Erfolg zu verkaufen.

Welthungerhilfe und terre des hommes begrüßten 
ursprünglich die fraktionsübergreifende Initiative 
aus dem Bundestag für einen „Entwicklungspoli-
tischen Konsens“. Ohne eine entsprechende Bun-
destagsentscheidung bleibt dieser Konsens, der 
von der Mehrheit der Abgeordneten unterzeichnet 
wurde, jedoch ein unglaubwürdiges Lippenbe-
kenntnis. 

Die zunehmende Mischung von Haushaltsmitteln 
des BMZ mit Geldern privater Kapitalgeber eröff-
net aber keineswegs nur die vom BMZ betonten 
Chancen. Sie ist vielmehr mit einer Reihe gravie-
render Risiken und Nebenwirkungen verbunden.

  –   Schwerpunktverlagerung aus „unrentablen“ 
Sektoren: Mischfinanzierung ist in erster Li-
nie für Investitionsvorhaben im Infrastruk-
turbereich gedacht, die auf die Dauer profi-
tabel sind. Bei stagnierendem BMZ-Etat und 
gleichzeitiger Aufstockung der Haushalts-
mittel für die Mischfinanzierung kann dies 
zu einem Abzug von Mitteln aus „unrentab-
len“ Sektoren führen. 

  –   Reduzierung der Mittel für die armen Län-
der: Mischfinanzierung ist laut BMZ ein In-
strument für Schwellen- und Transforma-
tionsländer sowie „fortgeschrittenere Ent-
wicklungsländer“. Zu befürchten ist daher, 
dass angesichts der Möglichkeit zur ODA-
Quotensteigerung in den kommenden Jah-
ren die Mittel auf Länder konzentriert wer-
den, die für Mischfinanzierungsvorhaben 
geeignet sind, und der Finanzierungsspiel-
raum zur Unterstützung der ärmsten Länder 
schrumpft. 

Welthungerhilfe und terre des hommes 
rufen die Bundesregierung dazu auf, in ihrer 
mittelfristigen Finanzplanung ab 2014 die im 
„Entwicklungspolitischen Konsens“ von der 
Mehrheit der Bundestagsabgeordneten unter-
stützte Erhöhung der Mittel für Entwicklungs-
zusammenarbeit und humanitäre Hilfe um 
mindestens 1,2 Milliarden Euro pro Jahr zu 
berücksichtigen. Die zusätzlichen Mittel sol-

>>>

>>>



6 7

Die Bundesregierung sollte den Anteil der 
Erlöse aus dem Emissionshandel, der für den 
Klimaschutz und Anpassungsmaßnahmen in 
Entwicklungsländern verwendet wird, auf 

mindestens 50 Prozent steigern. Die Mittel 
sollten vorrangig den ärmsten Ländern zugu-
tekommen, die gegenüber Klimaveränderun-
gen besonders verwundbar sind. 

Angesichts des Preiseinbruchs bei CO2-Zer-
tifikaten und der Unberechenbarkeit der wei-
teren Preisentwicklung sollte die Bundesre-
gierung die regulären Haushaltsmittel für die 
internationale Klimafinanzierung signifikant 
steigern. Dies darf aber nicht auf Kosten an-
derer entwicklungspolitischer Aufgaben ge-
schehen.

Da es sich um zusätzliche Aufgaben handelt, 
sollten die Ausgaben zusätzlich zu den ODA-
Verpflichtungen aus dem EU-Stufenplan er-
folgen und nicht auf die Verwirklichung des  
0,7-Prozentziels angerechnet werden.

>>>
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3.  Erlöse aus künftiger Finanztransaktions-
steuer für Entwicklung und Klimaschutz 
nutzen

Welthungerhilfe und terre des hommes begrüßen 
ausdrücklich, dass die Bundesregierung sich im 
Rahmen der EU für die Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer einsetzt und dabei eine Füh-
rungsrolle übernommen hat. Die Entscheidung in 
der EU, eine solche Steuer zunächst für elf Länder 
des Euro-Raumes im Rahmen der „Verstärkten Zu-
sammenarbeit“ einzuführen, ist ein politischer 

Durchbruch. Im weiteren Verlauf muss aber si-
chergestellt sein, dass ein substantieller Teil der 
Einnahmen als „Steuer gegen Armut“ für entwick-
lungspolitische Zwecke zur Verfügung steht. Es ist 
als positives Signal zu werten, dass in der Finanz-
planung des Bundes ab 2014 bereits Einnahmen 
aus dieser Steuer eingeplant sind, wenn auch in 
konservativ kalkuliertem Umfang von zwei Mil-
liarden Euro.

5.  Strategie der UN zur Finanzierung nach-
haltiger Entwicklung aktiv mitgestalten

Die Vereinbarung globaler Ziele für nachhaltige 
Entwicklung sollte ein wesentliches Element der 
Post-2015 Entwicklungsagenda bilden. Die Formu-
lierung von Zielen allein bleibt jedoch wirkungs-
los, wenn nicht zugleich verbindliche Regeln und 
Strategien für die Finanzierung der Ziele verein-
bart werden. Aus diesem Grund begrüßen terre 
des hommes und Welthungerhilfe den Beschluss 
der Rio+20-Konferenz, neben der Arbeitsgruppe 
der UN-Generalversammlung zur Formulierung 
globaler Nachhaltigkeitsziele auch eine Experten-
gruppe einzusetzen, die bis 2014 Optionen für 
eine zukünftige Strategie zur Finanzierung nach-
haltiger Entwicklung (Sustainable Development Fi-
nancing Strategy) formulieren soll. 

2.  Mittel für die Klimafinanzierung signifi-
kant steigern

Dass die deutschen Mittel für den internationalen 
Klimaschutz und die Anpassung an den Klima-
wandel 2013 insgesamt steigen, ist ein positives 
Signal. Es besteht jedoch die Gefahr, dass dies bei 
stagnierendem Entwicklungsetat auf Kosten ande-
rer Aufgaben geschieht. Zudem müsste der Anstieg 
wesentlich höher ausfallen, damit Deutschland 
sukzessive seinen fairen Anteil an der internatio-
nalen Klimafinanzierung leistet. Beim Klimagip-
fel in Kopenhagen 2009 hatten die Regierungen 
der Industrieländer zugesagt, ab dem Jahr 2020 
zusätzliche 100 Milliarden US-Dollar bereitzustel-
len. Entsprechend seinem Beitragssatz zum Haus-
halt der Vereinten Nationen (2012: 8,018 Prozent) 
müsste der deutsche Anteil dann bei rund acht 
Milliarden US-Dollar liegen. 

Dass die geplanten Ausgaben für den internati-
onalen Klima- und Umweltschutz aus dem Son-
dervermögen „Energie- und Klimafonds“ 2015 
wieder sinken sollen, ist vor diesem Hintergrund 
völlig unverständlich und sollte dringend korri-
giert werden. Der Preisverfall im Emissionshandel, 
dessen Einnahmen in das Sondervermögen flie-
ßen, erschwert ohnehin die längerfristige Prog-
nostizierbarkeit der Einnahmen. Er deutet auf ein 
Überangebot an CO2-Zertifikaten hin, das die Steu-
erungswirkung dieses Instruments grundsätzlich 
infrage stellt. Aus diesem Grund sind substantiel-
le Nachbesserungen im System des Emissionshan-
dels auf EU-Ebene dringend erforderlich.

4.  Instrumente der Mischfinanzierung 
gründlich überprüfen 

Welthungerhilfe und terre des hommes halten den 
gegenwärtigen Trend, die bestehende ODA-Lücke 
durch die Koppelung der BMZ-Mittel mit Krediten 
zu Marktkonditionen zu schließen, aus verschie-
denen Gründen für problematisch. Es besteht die 
Gefahr, dass dadurch die entwicklungspolitischen 
Schwerpunkte in Länder und Sektoren verlagert 
werden, in denen Investitionen hochrentabel 
sind. Das Argument, dass durch den Einsatz von 
Marktmitteln für die „fortgeschritteneren Ent-
wicklungsländer“ auch zusätzliche Mittel für die 
ärmsten Länder freigesetzt werden, ist unglaub-
würdig, solange der BMZ-Etat stagniert oder sogar 
schrumpfen soll. Zudem erhöht sich durch die ver-
stärkte Vergabe von Krediten zu marktnahen Kon-
ditionen die Auslandsverschuldung der entspre-
chenden Kooperationsländer und damit auch der 
Zwang, Devisen über zusätzliche Exporteinnah-
men zu erwirtschaften, um die Kredite zurückzu-
zahlen. Schließlich wird durch die Hebelwirkung 
der Mischfinanzierung und die hundertprozenti-
ge ODA-Anrechenbarkeit ein Strohfeuereffekt er-
zeugt, der die ODA-Statistiken kurzfristig schönt.

len vorrangig in lange Zeit vernachlässigte 
Bereiche fließen, darunter insbesondere in die 
Unterstützung von ländlicher Entwicklung und 
Ernährungssicherheit. Daneben sollte die För-
derung des BMZ für die Entwicklungszusam-
menarbeit zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen im In- und Ausland substantiell ausge-
baut werden.

>>>

6.  ODA-Definition reformieren – Entwick-
lung eines Kohärenz-Index vorantreiben

Welthungerhilfe und terre des hommes haben in 
ihren bisherigen Berichten immer wieder auf die 
Schwächen der gegenwärtigen Definition der ODA 
hingewiesen. Dies galt insbesondere für die An-
rechnung von Schuldenerlassen, den kalkulatori-
schen Studienplatzkosten von Studierenden aus 
Entwicklungsländern sowie den Leistungen für 
Flüchtlinge im ersten Jahr ihres Aufenthalts in 
Deutschland. Diese Praxis ist nach dem OECD-DAC 
ebenso regelkonform wie der jüngste Trend in der 
deutschen Entwicklungspolitik, die Hebelwirkung 
der Mischfinanzierung zu nutzen, zinsverbilligte 
Darlehen zunächst zu 100 Prozent auf die ODA 
anzurechnen und die Tilgungsraten später wieder 
von der ODA abzuziehen. All diese Formen phan-

Die Bundesregierung sollte sämtliche Ins-
trumente der Mischfinanzierung einer grund-
sätzlichen Überprüfung unterziehen. Insbe-
sondere muss sichergestellt sein, dass es 
durch den Einsatz dieser Instrumente nicht zu 
einer Schwerpunktverlagerung aus als „un-
rentabel“ geltenden Sektoren und Ländern 
kommt. Zudem darf die Nutzung von Instru-
menten der Mischfinanzierung für die Koope-
rationsländer keine negativen Auswirkungen 
auf ihre Schuldentragfähigkeit haben. In die-
sem Zusammenhang sollten Möglichkeiten 
der Tilgung von Darlehen in einheimischer 
Währung geprüft werden. Außerdem sollten 
verstärkt Finanzintermediäre in den jeweiligen 
Ländern genutzt und der Ausbau der inländi-
schen Kapitalmärkte aktiv gefördert werden.

Die Beteiligung des BMZ an Investmentfonds, 
die nach deutschem Recht nicht zulässig sind 
und deswegen in Ländern wie Luxemburg an-
gesiedelt werden, ist generell einzustellen. Das 
BMZ sollte zudem effektive Standards entwi-
ckeln, um die Kooperation mit Firmen und In-
vestmentfonds, die ihren Sitz in einer Steuer-
oase haben, grundsätzlich zu verhindern.

Die Bundesregierung sollte sich sowohl an 
der Formulierung globaler Nachhaltigkeits-
ziele im Rahmen der Arbeitsgruppe der UN-
Generalversammlung als auch an der UN-Ex-
pertengruppe für eine zukünftige Strategie 
zur Finanzierung nachhaltiger Entwicklung 
aktiv beteiligen. Sie sollte sich zugleich dafür 
einsetzen, dass zivilgesellschaftliche Organi-
sationen in die Arbeit beider Gruppen umfas-
send und systematisch einbezogen werden. 
Die UN-Expertengruppe bietet die Chance, 
das System der öffentlichen Entwicklungsfi-
nanzierung in einem Gremium auf den Prüf-
stand zu stellen, das nicht von den klassi-
schen Geberländern dominiert wird.

>>>

Die Bundesregierung sollte nach Einfüh-
rung der Finanztransaktionssteuer, sicher-
stellen, dass mindestens 50 Prozent der Erlö-
se für Entwicklungs- und Klimaschutzzwecke 
verwendet werden. Nach der gegenwärtigen 
Finanzplanung des Bundes wären dies ab 
2014 mindestens eine Milliarde Euro pro Jahr.

>>>

>>>

>>>
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Kapitel 1 | Veränderte Rahmenbedingungen deutscher Entwicklungspolitik

tasievoller Buchführung verfälschen das Bild der 
tatsächlichen entwicklungspolitischen „Hilfsbe-
reitschaft“ der Bundesregierung.

Darüber hinaus lässt sich die „Entwicklungs-
freundlichkeit“ der deutschen Politik ohnehin 
nicht allein an der ODA-Quote ablesen. Ob die 
deutsche Politik die Lebensbedingungen der Men-
schen im globalen Süden positiv oder negativ be-
einflusst, hängt entscheidend davon ab, ob sie die 
internationalen Menschenrechte achtet, schützt 
und gewährleistet, welche Handels-, Investitions- 
und Agrarpolitik sie auf EU-Ebene unterstützt, 
was sie gegen Kapitalflucht in Steueroasen und 
die Spekulation an den Rohstoffbörsen unter-
nimmt, und welchen Beitrag sie zum globalen 
Klimaschutz leistet. Grundsätzliches Ziel einer 
„entwicklungsfreundlichen“ Politik Deutschlands 
muss dabei sein, die Lebensbedingungen der Men-
schen, die in Armut leben, zu verbessern und ihre 
Beteiligung an politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Entscheidungsprozessen zu stärken.

Welthungerhilfe und terre des hommes 
begrüßen die Entscheidung des BMZ, sich ak-
tiv mit den Maßen entwicklungspolitischer 
Kohärenz und den zukünftigen Regeln für die 
ODA-Berichterstattung zu befassen. Dies darf 
allerdings nicht zu einer weiteren Verwässe-
rung der ODA-Definition führen. Die Bundes-
regierung sollte vielmehr darauf hinwirken, 
die Regeln für die ODA-Anrechenbarkeit 
grundsätzlich zu reformieren. In diesem Zu-
sammenhang sollte künftig bei allen Formen 
der Mischfinanzierung nur noch der Zuschus-
santeil, nicht aber der Anteil der Marktmittel 
ODA-anrechenbar sein. 

Daneben sollte die Bundesregierung die Ent-
wicklung eines neuen Maßes für die Entwick-
lungsfreundlichkeit eines Landes aktiv voran-
treiben. Ziel könnte weiterhin die unabhängi-
ge Erarbeitung eines entwicklungspolitischen 
Kohärenz-Index für die Politik sein. Dies soll-
te unter enger Einbeziehung zivilgesellschaft-
licher Organisationen geschehen.

>>>
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